
 Bereichsleiter
 Bereich 4-1
 
 
 Herr Kawicki
 Datum 21.12.2022

 Dezernent
 Dezernat 4
 
 
 Herr Jehn
 Datum 21.12.2022

 Kämmerer
 
 
 
 Herr Tsalastras
 Datum22.12.2022

 Oberbürgermeister
 
 
 
 Herr Schranz
 Datum 19.01.2023

* Vorlage zur:
  Anhörung (A)
  Kenntnisnahme (K)
  Vorberatung (V)
  Beschlussfassung (B)

* Ergebnis :
  Zustimmung (Z)
  Ablehnung (A)
  Änderung (Ä)
  Anhörung vollzogen (AV)
  Kenntnisnahme (K)

 Beschlusskontrolle:

      Ja oder nein

Beteiligung:

Personalrat                   [ x ]

Gleichstellungsstelle   [ ]
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 Stadt
 Oberhausen

Drucksachen-Nr.

B/17/2942-01

Termin

06.02.2023 Rat der Stadt

 Beschlussvorlage öffentlich

Vorlage Ergebnis Beschluss-
 Termin  Gremium

zur* kontrolle*
30.01.2023 Haupt- und Finanzausschuss
06.02.2023 Rat der Stadt

V
B

Beratungsgegenstand

Besetzung der Einigungsstelle für den Gesamtpersonalrat gemäß § 67 
Landespersonalvertretungsgesetz NRW (LPVG NW)

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt,

1) die Besetzung der Einigungsstelle für den Gesamtpersonalrat für den Zeitraum „ab sofort“ bis 
30.06.2024 durch:

Vorsitzende: Frau Anja Ulrich
Direktorin beim Arbeitsgericht Duisburg

Stellv. Vorsitzender: Herr Stefan Schulte
Richter am Verwaltungsgericht Arnsberg

und

2) den Oberbürgermeister der Stadt Oberhausen zur Benennung der Beisitzer/innen der 
Dienststelle im Falle eines anstehenden Einigungsstellenverfahrens für den 
Gesamtpersonalrat zu bevollmächtigen.
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1 Konsequenzen
2 a) Finanzielle
3
4     keine [ ]
5     ja [X] siehe Begründung
6
7 b) Sonstige
8
9 Auswirkungen auf das Klima

10
11 ja [ ] (siehe Anlage Klimacheck)  
12 nein [ x ] Begründung: Der Beschluss hat keine Klimarelevanz. 
13
14 Begründung
15 Mit Einrichtung des erstmals gegründeten Eigenbetriebes SBO Servicebetriebe Oberhausen zum 
16 01. Januar 2021 wurde entsprechend ein Gesamtpersonalrat gebildet. Die Amtsperiode des 
17 Gesamtpersonalrates läuft seit dem 02.06.2021 bis zum 30.06.2024.
18
19 Für die Amtsperiode des Gesamtpersonalrates ist entsprechend der Bestimmung des § 67 
20 Landespersonalvertretungsgesetz NRW (LPVG NRW) eine Einigungsstelle zu bilden. Gemäß § 67 
21 Abs. 1 LPVG NRW haben die oberste Dienstbehörde und die bei ihr bestehende Personalvertretung 
22 sich auf die vorsitzende Person und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter zu einigen.
23
24 Die oberste Dienstbehörde bei der Stadt Oberhausen ist der Rat der Stadt.
25
26 Die Einigung auf die vorsitzende Person und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter wurde vorab 
27 zwischen der Verwaltung und dem Gesamtpersonalrat herbeigeführt.
28
29 Die Einigungsstelle soll wie folgt besetzt werden:
30
31 Vorsitzende: Frau Anja Ulrich
32 Direktorin beim Arbeitsgericht in Duisburg
33 Stellv. Vorsitzender: Herr Stefan Schulte
34 Richter am Verwaltungsgericht Arnsberg
35
36 Die Einigungsstelle wird tätig in der Besetzung aus der vorsitzenden Person, oder falls sie verhindert 
37 ist, der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter und sechs Beisitzerinnen und Beisitzern, die auf 
38 Vorschlag der obersten Dienstbehörde und der Personalvertretung je zur Hälfte benannt werden (§ 67 
39 (3) LPVG NRW).
40
41 Laut § 67 Abs. 1 S. 5 werden die Beisitzerinnen und Beisitzer erst im Falle eines anstehenden 
42 Einigungsstellenverfahrens für das jeweilige Einigungsstellenverfahren benannt. Damit ist die 
43 Möglichkeit gegeben Einigungsstellen fachkompetent entsprechend dem jeweiligen Thema zu 
44 besetzen.
45
46 Dem Oberbürgermeister der Stadt Oberhausen soll die Kompetenz der Benennung der Beisitzer/innen 
47 für die Dienststelle im Falle eines anstehendes Einigungsstellenverfahrens für den Gesamtpersonalrat 
48 übertragen werden.
49
50 Bei Anrufung der Einigungsstelle ist an die vorsitzende Person bzw. an die Stellvertretung eine 
51 Aufwandsentschädigung zu zahlen. Entsprechende Haushaltsmittel stehen zur Verfügung.
52
53 Die Zuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 67 Abs. 1 LPVG NRW.
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